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und wenn nötig auch für Dezember zugestanden werde, da die Verhandlungen 
«zweifellos länger gehen werden, als wir voraussehen konnten».
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Le Ministre de Suisse à Berlin, A . von Planta, 
au Chef du Département politique, G. Motta

L Völkerbund Berlin, 15. Oktober 1920

Ich konnte die in Ihrem vertraulichen Schreiben vom 7. l.Mts.1 gestellten Fra­
gen betreffend den Beitritt Deutschlands zum Völkerbund gestern mit dem 
Reichsminister des Auswärtigen besprechen und habe dabei folgende Auskunft 
erhalten:

Die Deutsche Regierung wird sich vorderhand nicht selbst um den Eintritt, 
bezw. die Zulassung zum Völkerbund bewerben, weil sie überzeugt ist, dass ein 
solcher Schritt nicht Erfolg haben würde und namentlich deshalb nicht, weil sie 
befürchtet, dass ein solcher Schritt den Feinden Deutschlands, vor allem den 
Franzosen, den willkommenen Anlass bieten würde, um neuerdings über 
Deutschland herzufallen und ihm alle möglichen Verstösse wegen dem Versailler 
Vertrag, Unehrlichkeit und alles mögliche andere vorzuwerfen. Solchen Anwür­
fen gegenüber ist Deutschland in seiner jetzigen Lage wehrlos und es zieht des­
halb vor, jeden Versuch einer Annäherung zu unterlassen. Wenn dagegen von 
anderer Seite der Antrag gestellt werden sollte, Deutschland in den Völkerbund 
aufzunehmen, und wenn dieser Antrag wider Erwarten die nötige Mehrheit 
erhalten sollte, so würde «Deutschland gerne und dankend beitreten». Freilich 
müsste es auch in diesem Falle im Hinblick auf die augenblickliche Lage im 
Osten einen Vorbehalt machen. Herr Simons und mit ihm die deutsche Regie­
rung rechnet mit der Wahrscheinlichkeit, dass es in absehbarer Zeit zu einem 
«Executionskriege» der Völkerbundsstaaten gegen Russland kommen werde; er

1. Cette lettre contenait le passage suivant:
[...]  Mit Hinblick auf die vom Schweizervolk wie vom Bundesrat stets als Postulat aufgestellte 

Universalität des Völkerbundes wäre es für uns von höchstem Interesse, über die Absichten der 
deutschen Regierung Zuverlässiges zu erfahren. Nach Pressemeldungen zu urteilen sind diese 
Absichten keineswegs ungeteilte. So ist auf dem Kongress der deutschen Friedensgesellschaft, 
der letzthin in Braunschweig getagt hat, von seiten des Vertreters des Auswärtigen Amtes, v. 
Prittwitz, folgende Äusserung gefallen: «Für Deutschland liege keine Veranlassung vor, sich zur 
Aufnahme in den Völkerbund zu drängen, so lange in der Nähe seiner Grenzen noch Krieg 
geführt werde». Begründet wurde diese ablehnende Haltung mit der Erklärung, dass Deutsch­
land bis jetzt in seinen Berufungen an den Völkerbund, z.B. in der Frage von Eupen und Mal- 
médy, trübe Erfahrungen gemacht habe.

Es wäre für uns natürlich von grösstem Interesse zu erfahren, in wie weit diese Auffassung in 
Kreisen der deutschen Regierung verbreitet ist. Wir wären Ihnen daher dankbar, uns von den 
Eindrücken Mitteilung zu machen, die Sie aus persönlichen Besprechungen zu dieser Frage 
gewinnen können. (E 2001 (B) 8 /23 ).
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erblickt in dem russisch-polnischen Frieden nur das Vorspiel zu einer solchen 
Execution, welche virtuell schon eingeleitet sei durch die Anerkennung Wran- 
gels seitens der französischen Regierung. Für den Fall, dass es zu einer solchen 
Execution kommen und Deutschland dannzumal schon zum Völkerbund gehö­
ren sollte, müsste es den Vorbehalt machen, dass es nicht gezwungen werden 
könne, an dieser Massnahme teilzunehmen, sondern dass ihm die Möglichkeit 
gelassen werde, seine Neutralität beizubehalten. Jede Beteiligung Deutschlands 
an einem Kriege gegen Russland würde unter heutigen Verhältnissen in 
Deutschland den Bürgerkrieg auslösen und dazu könne sich die Regierung 
natürlich nicht drängen lassen.

Allgemein sprach sich der Minister dahin aus, dass die deutsche Regierung 
ganz auf dem schweizerischen Standpunkte stehe, nach welchem der Völker­
bund erst dann Aussicht auf Erfolg habe, wenn alle grossen Staaten, namentlich 
die Vereinigten Staaten und Russland, demselben angehören, dass aber der 
Bund auch in der jetzigen Form besser sei als nichts und dass in ihm wenigstens 
ein Organ geschaffen sei, welches an seiner eigenen Vervollkommnung arbeiten 
könne.

Ich hoffe die vorstehenden Mitteilungen genügen zu Ihrer Orientierung und 
stehe für allfällig weiter gewünschte Auskunft, bezw. Erkundigung, selbstver­
ständlich zur Verfügung.

418
E 2001 (B) 8 /1 0

Le Chargé d'Affaires de Suisse à Bruxelles, F. Barbey, 
au Chef du Département politique, G. Motta

L L .2/5. Personnelle Bruxelles, 15 octobre 1920

Par votre lettre du 11 octobre1 vous avez bien voulu m’entretenir de la pro­
chaine assemblée de la Société des Nations qui se réunira à Genève le 15 novem­
bre et vous m ’avez prié de prendre des informations discrètes dans les milieux 
officiels belges sur deux points, à savoir à qui il appartiendrait d ’inaugurer la pre­
mière séance, et quelles seraient les chances de la Suisse de se voir attribuer la 
présidence régulière de l’Assemblée.

Une réponse un peu complète me paraît difficile à vous fournir immédiate­
ment, c’est-à-dire avant la prochaine réunion du Conseil de la Société ici le 20 
octobre, au cours de laquelle les divers délégués des Etats pourront envisager la 
question et procéder à un échange de vues préalable.

Néanmoins, je me suis immédiatement préoccupé de chercher à vous rensei­
gner en allant voir une personnalité qui n ’est plus officielle mais qui a trop sou­
vent représenté la Belgique ces derniers mois dans les Conférences de la Paix et 
au Conseil de la Société pour ne pas jouer encore un rôle prépondérant dans la

1. Cf. n° 413.
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